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Aussperrung, M-schinenbruch» Betriebsstörung im eigenen Betrieb« oder in den«" unser« Lieferanten hat der Inserent keine Ansprüche , fall« die Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Für
telephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen. — Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegeben und es wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Bergütmig übernommen.

Amtlicker Teil .
Verbot der Verarbeitung von Gbtt zu

Vrsnntwein .
» Das Ministerium des Innern macht darauf aufmerksam ,daß die Verordnung der Reichsstelle für Gemüse und Obst vom6 . Juli 1917 über das Verbot der Herstellung von Branntweinaus Obst noch besteht . Dies mutz gegenüber der zurzeit starrbetriebenen Verarbeitung von Zwetschgen zu Branntwein be¬

sonders betont werden. Das Ministerium wird Nach¬
forschungen veranlassen , ob und in welchem
Umfang das Verbot übertreten wurde und
gegen die Schuldigen unnachsichtlii ^ ein «
schreiten .

Die Lwangsvertteigerung von Scblacbt-
und Nutzvieh .

** Nach Z 5 der Verordnung vom 23. Juli 1917 , die Regelungder Fleischversorgun» betreffend, ist der Ankauf von
Schlachtvieh (Großvieh, Kälbern , Schweinen und Schafen)beim Viehhalter nur dem Kommunalverband selbst und
feinen Beauftragten sowie den von ihm zugelassenenOberkäufern und Unterkäufern gestattet . Der Ver.
Lauf von Schlachtvieh durch den Viehhalter an Personen undStellen , die hiernach nicht befugt sind, es zu erwerben , ist ver¬boten . Diese Bestimmung bezieht sich nach ihrem Wortlautnicht auch auf Zwangsversteigerungen . Es wäre
also der Gerichtsvollzieher in der Lage, Schlachtvieh auch anbeliebige andere Personen zuzuschlagen oder zürnHöchstpreis freihändig abzugeben . Neuerliche Beobachtungenhaben aber gezeigt , daß aus einem solchen Vorgehen nament¬lich gegenwärtig leicht Unzuträglichkeiten und in weiterenKreisen der Bevölkerung eine gereizte Stimmung entstehenkann . Die Gerichtsvollzieher wurden deshalb angewiesen, vor-
kommendenfalls die Gläubiger und Schuldner aus die Vor¬
schrift des 8 826 der Zivilprozeßordnung ausdrücklich hinzuwei¬sen und einen Antrag an das Vollstreckungsgericht zur Anord¬
nung einer der besonderen Sachlage entsprechenden anderwei¬ten Verwertung der Pfandsache anzuregen . Dabei wird vor¬
nehmlich eine Abgabe der Schlachttiere an die Gemeinden ,den Kommunalverband , gemeinnützige Anstal .ten (z . B . Krankenhaus ) in Betracht kommen und diesen Stellenwird zunächst Gelegenheit zum Erwerb zu geben sein.

Wegen der Unterscheidung zwischen Nutz- und Schlachtviehhat ein Erlaß des Ministeriums des Innern ! vom 13. Juli>1916 angeordnet , daß diejenigen Kühe, die täglich noch minde¬
stens 6 Liter Mich geben, als Nutzvieh zu betrachten sind.
Sie Nnterbaltsrenten kür unedel . Ikinder.

* * Die gegenwärtige Teuerung gebietet, daß auf sie bei der
Bemessung der U n te r ha l t s re n te n für unehe¬liche Kinder weitestgehende Rücksicht genommen wird.Dies gilt nicht nur insoweit, als die Bemessung neuer Re n-tenin Frage kommt, sondern auch hinsichtlich bereits früher
festgestellter Renten . Fm letzteren Falle wird 8 323der Zivilprozeßordnung auf seine Anwendbarkeit nachzuprüfensein . Dabei wird sich regelmäßig ergeben , daß diejenigen Ver¬
hältnisse, die für die frühere Bestimmung der Höhe der Leistun-
gen maßgebend waren , sich inzwischen wesentlich verändert
haben und einen Zuschlag zu den bisherigen Beträgen recht,fertigen . Die Abänderung der Rente ist nicht nur im Falleeiner Verurteilung , sondern nach dem Reichsgesetz hpm 13.August 1919 auch dann statthaft , wenn es sich um Schuldtitelder 88 ^94 Nr . 1 , 2 und 6 der Zivilprozeßordnung handelt , alsonamentlich , wenn Vergleiche zugrunde liegen . Die Sorgefür die auskömmliche Gestaltung der Unterhaltsrenten obliegtzwar zunächst dem Vormund . Aber die Vormundschafts¬gerichte werden nach 8 1837 des Bürgerlichen Gesetzbuches auchvon sich aus zu untersuchen haben, ob die Unterhaltsrenten beiLen ihrer Aufsicht unterstehenden Vormundschaften den Zeitver¬hältnissen entsprechen , und werden gegebenenfalls dem Vor¬mund gegenüber die geeignete Veranlassung treffen müssen.
Lur Lebensmittelvertorgung der BrrLegs -

betcdädigten.
** Unter den in dem Erlaß über die Lebensmittelversorgungper Kriegsbeschädigten vom 21 . Juni 1919 angegebenen Vor¬

aussetzungen werden auch den schweren Zuckerkranken, welchein ihrer Ernährung und damit in ihrer Arbeitsfähigkeitwesentlich beeinträchtigt sind , folgende Mindestzulagen anLebensmitteln gewährt : bis 1 Liter Milch täglich undL60 Gramm Fett wöchentlich . (Die erwähnten Voraussetzungensind folgende: Die Zulagen werden nur solchen mit dem an¬geführten Leiden behafteten Kriegsbeschädigten gewährt , dieausweislich des Militärpasses Mindestens6 9 v . H. in ihrer Erwerbsfähigkeit beschränktsind und die auf Grund eines ärztlichen Zeugnis¬ses der Zulagen dringend bedürfen ; eine Nachprüfung durchden ärztlichen Prüfungsausschuß findet nicht statt . Beträgtdie in dem Militärpaß bescheinigte Erwerbsbeschränkung weni¬ger als 50 v. H ., so ist mindestens die Hälfte der genanntenMengen zu bewilligen, wenn sie aus Grund eines ärztlichenIZeugmsses dringend notwendig sind.)

Fürsorge kür Lltätker- Flücbtlinge .— Nach einer Mitteilung des ReichsministerS LeS InnernAbteilung für Elsaß -Lothringen ) sind sämtliche vor demWaffenstillstand aus dem elsatz - lothringi -schen Kampfgebiet Evakuierten , sowohl Elsatz-Lochringer wie Angehörige deutscher Freistaaten , die nicht mehrnach Elsaß -Lothringen zurückkehren können, seit 1. Juli d. I .ebenso zu behandeln , wie die aus Elsaß - Lot h-kingen vertriebenen Deutschen .

* Mekr Staatspolitik und
weniger sstarteipolitik .

Im demokratisch -parlamentarischen Staate bekommendie Parteien ganz automatisch eine Bedeutung , die siezu weithin sichtbaren Trägern des politischen Willensim Volke macht . Grundsätzlich steht einer jeden Parteider Weg zur Regierung offen, einer jeden ist als Er¬
füllung höchsten Strebens die Übernahme der Regierung ,also der höchsten Macht im Staate , möglich. Es ist klar,daß damit den Parteien eine überragende Stellung im
politischen Dasein des Volkes zugewiesen wird . Und es
ist auch begreiflich, wenn eine jede Partei ihre ganzeKraft zusammenfaßt , um möglichst viele Anhänger zu
gewinnen und bei den entscheidenden Wahlen so abzu-
schneiden , daß ihr die Regierung zufällt .

Aber nie sollte vergessen werden, daß mit der aus¬
schlaggebenden Bedeutung , die heute der Partei zu-
kommt, auch sin ganz gewaltiges Maß von
Verantwortung verknüpft ist . Denn , wenn
überhaupt das demokratisch -parlamentarische Systemeinen Sinn haben soll, so ist es doch selbstverständlichder, daß eine jede Partei , falls sie an Las Steuerruder
gelangt , die unabweisbare Verpflichtung vor dem gan¬
zen Volke und vor der Geschichte übernimmt , der All¬
gemeinheit zu dienen und die Wohlfahrt eines jeden
Staatsbürgers zu gewährleisten. In demselben Moment ,wo eine Partei zur Regierungspartei wird , darf sie ihre
oberste Aufgabe nicht mehr in der Erreichungrein parteipolitischer oder rein partei¬
taktischer Ziele suchen, sondern sie hat in ersterLinie die Pflicht , fürdas Staatsganze , für die
Gesamtheit des Volkes zu arbeiten : natür -
lich auf der Grundlage der parteipolitischen Überzeugun¬
gen, die ihr bei der Wahl die Mehrheit eingetragen
haben.

Wir Deutschen sind infolge der unglückseligen poli¬
tischen Entwicklung unseres Volkes noch immer gar zu
sehr gewohnt, auch im Leben der Parteien das Trennende
zu betonen und das sie Einigende zu ignorieren . Man
läßt bei uns gar zu sehr die Taffache außer Acht, die sich
übrigens schon allein aus den Parteiprogrammen und
Parteiaufrufen beweisen läßt , daß alle Parteien
gewisse Ziele verfolgen, die ihnen allen gemein¬
sam sind . (Höchstens dürfte man den Anarchismus
hierbei ausnehmen .) Alle Parteien wollen die Sicher -
heit und die Ehre des Vaterlandes , alle wollen das Glück
umd die Wohlfahrt des Volkes , alle wollen Gerechtigkeitund gleichmäßige Auslösung aller für das Volkswohl
nutzbaren Kräfte , alle wollen die öffentliche Ordnung
aufrecht erhalten , das Gute belohnt und das Böse bestraft
sehen. Nur die Weg e, die zu diesen Zielen führen , sind
verschieden . Und diese Verschiedenartigkeit der Wege und
Mittel macht die Verschiedenartigkeit der Parteien aus .Sowie nun aber eine Partei die Regierung und damitdie Verantwortung für die Sicherheit des Staatsganzenund für die Wohlfahrt des Volkes übernommen hat , hat
sich ganz von selbst ihr parteipolitisches Wol¬len zum staatspolitischen Wollen zu er »
weitern . Dabei wird sie manchmal dis Erfahrung
machen , daß das , was als Parteidoktrin recht gut
aussah , mit der harten Welt der Tatsachen, die dieArbeit einer Regierung bestimmen, nicht immer ganzzusammenpaßt . Sache der Parteiangehörigen ist es, die-
sen Umstand zu verstehen und zu würdigen und die Ver -
treter der Partei , die in der Regierung sitzen, auch dort
zu unterstützen, wo scheinbar der nackten Parteiforderungnicht genügt wird. Wo nun aber gar mehrere Par -
tcien die Regierung bilden, wird diese verständnisvolle
Toleranz noch viel notwendiger sein.

Ein Schulbeispiel für die Richtigkeit des eben Gesagtenergab sich bei uns in Baden bei der Beratung und
Annahme der Verfassung. Die sozialdemokratische Frak¬tion sah sich als die Fraktion einer Regierungspartei ge¬zwungen , gewissen Paragraphen oder gewissen Abände¬
rungen von Paragraphen zuzustimmen, die, von den an¬deren Parteien gewollt, dem sozialdemokratischen Pro¬
grammstandpunkt in seiner reinen Form wenig entspra¬
chen. Auf der anderen Seite hat die Zentrumspartei , dieals Regierungspartei in derselben Lage war , sich mit
Paragraphen abfinden müssen , die ebenfalls ihrem
Parteistandpunkt keineswegs entgegenkamen.Es hat sich eben, um es nochmals zu betonen , die Par¬teipolitik zu erhöhen zur Staatspolitik . Daß solches bei
uns in Deutschland nach Lage der Dinge nicht leicht ist.

geben wir unumwunden zu . Aber es gibt doch zwei Mo¬mente , die stark genug sein sollten, um einer solchen Er¬höhung und Erweiterung parteipolitischer Arbeit den Bo¬den zu bereiten . Das eine Moment ist die uns alleeinigende Liebe zum . gemeinsamen Vater¬lande , zum deutschen Volke . Das andere Mo-ment ist der soziale Gedanke , das sozialeGefühl , das uns mit ethischer Macht, das heißt mitder Macht des Gewissens zwingt , in dem Volksge -nassen den Bruder zu sehen und ihm auch da ge¬recht zu werden , wo er einer anderen Auffassung huldigt ,als wir selbst .
Diese Gedankengänge möchten wir vorausschicken , wenn!wir mit ein paar kurzen Worten der Auseinander -

setzungen gedenken- die in der sozialdemokra¬tischen Partei zwischen Noske und einemerheblichen Teil seiner Parteifreundsunter Führung Scheidemanns begonnenhaben . Der Fall Reinhart war es, der, als letz-tes Glied einer Kette reaktionärer Widerwärtigkeiten em¬pfunden , den Anlaß zu diesen Auseinandersetzungen bot.Heute wissen wir , daß der ganze Fall zur Aufrollungeiner solchen Auseinandersetzung sehr wenig geeignet war .Die Behauptung des Gewährsmannes des „Vorwärts ".Oherst Reinhart habe sich vor seinen Leuten abfällig überEbert und Erzberger geäußert und monarchistische Pro -paganda getrieben , ist durch nichts bewiesen worden.Vielmehr hat sich heraus gestellt , daß der Gewährsmannselbst eine wenig einwandfreie Persönlichkeit ist. ZumÜberfluß hat Oberst Reinhart aber dieser Tageerklärt , daß er niemals monarchistische Pro -paganda getrieben habe , daß er sich überhaupt nichtmit Politik beschäftige , und daß er nur an eine »denke , witzermitseinerTruppeimVater -
landeOrdnungschaffenkönne ; es handle sichfür ihn gar nicht um die Frage „Republik oder Monar -chie?" , sondern um die Frage „Ordnung oderBolschewismus ?"

Wir werden es sonach begreifen müssen, daß Noske denObersten Reinhart nicht desavouiert hat, sondern mann¬haft und unerschrocken , wie es seine Art ist, für ihn ein¬getreten ist. Denn natürlich deckt sich für Noske als
Reichswehrminister die eben erwähnte Auffassung Rein-Harts durchaus mit der seinigen: es kommt in derTat heute in erster Linie darauf an , fürOrdnung zu sorgen und die Ordnung zugewährlei st en . Und es versteht sich am Rande , daßNoske unter diesem Gesichtswinkel die militärisch wert-vollen Dienste eines konservativen Offiziers , falls dieserloyal der republikanisch-demokratischen Regierung gegen-über seine Pflicht erfüllt , lieber hinnimmt , als die mili¬tärisch höchst fragwürdigen Dienste eines Mannes , der
sich zufällig sozialistisch nennt , vom Militärwesen abernichts versteht und auch sonst keine sehr erfreuliche Per¬sönlichkeit ist. Noske treibt eben , obwohl er sicherlich ein
genau so strammer Sozialdemokrat wie Scheidemann ist.vor allem Staatspolitik und läßt sich durch parteipoli¬tische Sentiments und Abneigungen nicht beirren .Noske will Ordnung im deutschen Vaterlands . Da¬
für zu sorgen, ist seine Pflicht. Wir alle aber, mögen wir
dieser oder jener Partei angehören, haben dasselbe vitale
Interesse daran . Auch die sozialdemokratische
Partei hat ein Interesse an dieser Ordnung . Und eswäre deshalb zu wünschen , wenn der Teil der sozialdemo¬
kratischen Parteipresse , der Noske wegen seiner Stellung¬
nahme zum Fall Reinhart angreift , sich einmal die Frage
vorlegte , was denn geschehen würde, wenn wir keinen
Noske hätten , und wenn es der selbstlosen Tatkraft die¬
ses Mannes nicht gelungen wäre , alle die Kräfte in den
Dienst der Aufrechterhaltung der Ordnung zu stellen , die
nun einmal nach der übereinstimmendenMeinung aller
Einsichtigen unter den heutigen Umständen, wo wir lei¬
der Gottes noch immer dgs Mlitär zur Aufrechterhal¬
tung der Ordnung gebrauchen , dafür besonders geeig¬net sind.

Wer Noske kennt, sollte doch über jeden Zweifel
darüber , ob er regiert oder ob er von seinen Militärs
regiert wird , erhaben sein . WasNoske gebraucht ,
ist das VertrauenseinerPa ^ tei . Dieses Ver¬
trauen sollte ihm von keinem Parteimitglied nur des¬
halb entzogen werden, weil er mit Männern zu arbeiten
gezwungen ist, gegen die gefühlsgemäß die Arbeiterschaft
eine Abneigung hat . Um das Wohl aller handelt es
sich, und dieses Wohl läßt sich nur auf der Grundlage der
Ordnung erreichen. Auf den Erfolg kommt es an , und
dieser Erfolg ist so , daß er zweifellos für NoAe stzricht.



Daß dem aber so ist , dafür sollten ihm alle Parteien
dankbar sein, die selber für Gesetzlichkeit und Ordnung
kämpfen.

DolitLKDe Neuigkeiten.
Lntbüllungenüber dle Friedenskonferenz.

Haag , 16. Sept. Me der „Nieuwe Courant" aus Washing¬
ton meldet, hat das frühere Mitglied der amerikanischen Frie .
densdelegation in Paris William Bullitt im Senatsausschutz
für auswärtige Angelegenheiten erklärt , daß Lenin einen Waf¬
fenstillstand vorgeschlagen hatte. Bezüglich der Erklärung
Lloyd Georges im Nnterhause , datz die Sowjetrcgierung nie¬
mals ein Anerbieten gemacht habe, sagte Bullitt , dies sei ein
besonderer Fall von Irreführung der öffentlichen Meinung .
Lloyg George habe die Absicht gehabt , das Angebot der Sowjet ,
regierung zu befürworten , habe aber erfahren , datz Northcliffe
und Churchill ihrerseits die Absicht haben , seine Politik zu
durchkreuzen, wenn er das Angebot annehmen würde . Die
beabsichtigte Zusammenkunft auf der Insel Principe sei auf
Ersuchen Lloyd Georges fallen gelassen worden. Im Original -
rntwurf des Völkerbundes sei der Grundsatz des Selbstbestim-
mungsrechtes zu Motivierungen von Gebietsänderung einge¬
führt worden ; im Originalentwurf sei auch ein Artikel ausge¬
nommen worden, worin das Recht zur Fahrt auf See gefor¬
dert wird.

Die „New Uork Times " schreiben : „Die Erklärungen Bul -
lits haben dem Friedensvertrag einen schrecklichen Schlag ver¬
setzt und dem Bölkerbundsvertrag einen tödlichen Schlag. Die
„Tribüne " sagt, es sei möglich , daß der Friedensvertrag ver¬
worfen werden wird, aber datz so drastische Änderungen vor¬
genommen würden , datz der Präsident sich weigern würde , ihn
an die Alliierten zu schicken .

Kleine Nachrichten.
Berlin , 16. Sept . Die Reichszentralstelle für Kriegsgefan¬

gene teilt mit , die belgische Regierung habe grundsätzlich ihr
Einverständnis erklärt , mit dem Abtransport der deutschen
Kriegsgefangenen aus Belgien zu beginnen . Zur Durchfüh¬
rung des beschleunigten Abtransportes finden noch unmittel¬
bare Verhandlungen in Köln statt .

WTB . Berlin , 15. Sept . Das Reichsbankdirektorium er¬
läßt nachstehende Bekanntmachung : Die Verordnung betr . die
Einziehung der Reichsbanknoten zu äv Mark mit dem Da¬
tum vom 26. Oktober 1918 ist trotz der mehrfachen Veröffent¬
lichungen durch die Presse noch vielfach unbekannt oder falsch
verstanden worden. Diese 50 -Marknoten hatten bis zum
16 . September die Eigenschaft als gesetzliche Zahlungsmittel .
Mit diesem Tage ist nur noch die Reichsbankhauptkasse zur
Einlösung verpflichtet. Diese Einlösungspflicht erstreckt sich
aber bis zum 16. September nächsten Jahres , so datz die di¬
rekte Einsendung an die Reichsbankhaupttasse nicht überstürzt
zu werden braucht. Den Besitzern der Noten stehen zur Ein¬
lösung zwei Wege offen und und zwar die Übersendung un¬
mittelbar an die Reichsbankhauptkasse oder mittelbar durch
ihre kontoführenden Geldinstitute , die Bankgeschäfte, Spar¬
kassen, Genossenschaften oder Gemeinde -Girokassen, soweit sie
dazu bereit sind . Im letzteren Falle würden die Noten an -
gefammelt und in größeren Posten eingesandt . Die Besitzer
werden aus Bequemlichkeitsgründen besser tun , den zweiten
Weg einzuschlagen.

Berlin , 17. Sept . Oberst Reinhard erklärte einem- Mitarbei¬
ter des „Berl . Lok.-Anz.

"
, daß . er kein Politiker sei und sich

nie mit Politik beschäftigt habe und nur an eines denke , wie
er mit seiner Truppe im lieben Vaterlande Ordnung schaffen
könne . Das tue uns not und es handle sich nicht um Monarchie
oder Republik, sondern um Ordnung oder Bolschewismus. Bei
den Kämpfen, mit denen wir immer rechnen müssen — er
fei überzeugt , datz sie bald kommen würden — brauche man
die Truppen . Seien diese nicht in fester Hand und durch
Wühlereien und Parteigezänke geschwächt , versagen sie. Und
was dann geschehe, könne man sich denken. Für ihn sei
Neuendorff erledigt. Er , Reinhard , verwahre sich entschieden
dagegen, monarchistische Propaganda getrieben zu haben , in
einer Zell , die uns von Tag zu Tag dem Bolschewismus in .
folge des militärischen Zusammenbruchs näher bringe .

Berlin 16. Sept . Zur Kohlenfrage nahm gestern Abend
nach der „Boss. Ztg .

" eine stark besuchte Versammlung der
Funktionäre und Arbeiterräte der sozialdemokratischen Partei
Deutschlands Stellung . Der erste Redner , GrubensteigerWerner aus Essen , behandelte zunächst den Rückgang der För¬derung und stellte dann auf Grund seiner langjährigen Er¬
fahrungen als Arbeiter und Grubensteiger die Behauptungauf, datz es für einen Bergmann im Ruhrrevier und auch inanderen deutschen Kohlendistrikten besser zu leben sei als fürungelernte Arbeiter in irgend einer deutschen Großstadt . Er
sagte : Jetzt, nachdem die Verhältnisse besser geworden sind ,die Willkür auf den Gruben zu wachen aufgehört hat unddie Arbeiter auf den Zechen das Mitbcstimmungsrecht haben,kann man jedem Arbeiter den Rat - eben, in den deutschenKohlnrevieren Arbeit zu suchen .

Paris , 16. Sept . Nach dem „L 'Oeuvre " nahm die Be¬sprechung über die Ereignisse in Fiume im Obersten Rateinen sehr bewegten « erlauf . Alle Mitglieder , darunterTittoni , halten dafür » datz die Soldaten d 'Annunzios wennnötig mit Gewalt gezwungen werden müssen, die Waffen nie¬derzulegen . Die Errichtung einer Blockade sei nicht in Aus¬
sicht genommen. Diese Frage werde erst nach der AbreiseLloyd Georges geprüft werden.

Paris , 16. Sept . Nach einem Telegramm des „Journal "
aus London versichert man , datz Lloyd George Frankreich nichteher verlassen werde, bevor er die Entsendung einer offiziellenEinladung an Holland zur Auslieferung des Kaisers erreichthabe.

Haag , 16. Sept . Das Flämische Pressebüreau meldet, datzam Samstag eine Gruppe von Soldaten und Offizieren mirBrandbomben und Explosivstoffen in die Universität von Gent
eindrangen in der Absicht, das Gebäude in die Luft fliegen zulassen . Es entstanden an mehreren Stellen Brände , die bald
gelöscht wurden .

Königsberg i. Pr ., 16. Sept . Wie die „Tilsiter Zeitung "
aus Mitau meldet, haben auch die litauische und finnische Re¬
gierung von der Sowjetregierung ein Friedensangebot er¬halten . Tschitscherin betonte, datz die Sowjetregierung keine
agrefsiven Absichten in bezug auf die Randstaaten habe . Er
bestätigte, datz die Friedensverhandlungen mit der esthländi-
schen Regierung schon begonnen haben.

Amsterdam, 16. Sept . Laut „Telegraaf " wird den „Times "
aus Helstngfors gemeldet, datz General Mannerheim unterder Bedingung , datz er allein die Verantwortung für die Ver¬
teidigung Finnlands trägt und die Erlaubnis erhalt , im Ver¬ein mit Koltschak die kriegerischen Maßregeln gegen die Bol¬
schewisten zu treffen , bereit ist, den Oberbefehl zu übernehmen .

Amsterdam, 16. Sept . Den „Times " wird von ihrem Kor¬
respondenten aus Newhork vom 15. Sept . gemeldet : Heutebeginnt im Senat die Debatte über den Friedensvertrag .Jeder Senator hat ein gedrucktes Ersuchen erhalten , den
Friedensvertrag ohne Verzug und unabgeändert anzunehmen .
Dieses Ersuchen ist von 250 Männern und Frauen von Na¬men unterschrieben, darunter der frühere Präsident Taft , der
frühere Generalanwalt Wiekerfham, Gompers , Schiff, Oskar
Strauß usw.

Versailles , 16 . Sept . Nach einer Meldung des „Progrös de
Lyon" hat die gesetzgebende Versammlung der füdwestafrikani -
schrn Union das Mandat über die Verwaltung Deutfch-Süd -
westafrikas übernommen . Die Anhänger des Generals Hertzoghaben dagegen gestimmt.

Versailles, 16. Sept . Nach einer Meldung des „ Petit Jour¬nal " aus Newhork erklärte Hoover bei seiner Ankunft : Ame¬rika müsse wenigstens 56 Prozent der Nahrungsmittel nachEuropa schicken , die Europa für seine Ernährung notwendighabe . Das könne aber nicht geschehen , bevor das Land sichnicht vom Kriegszustand befreie . Und es sei unmöglich, dieseLieferungen ohne den Völkerbund auszufuhren .

Ksdikbe Weberlicbt.
Lin- und Auskubr im LoHaustcdluhgebiet .

* Von zuständiger Stelle wird uns mitgeteilt :
In einer Bekanntmachong des Neichswirtschaftsministersüber die . Regelung der Ein - und Ausfuhr vom 3 . Sept . 1919

ist in 8 2 ausgesprochen: „Freibezirke und Zollausschlüffe gel¬ten im Sinne der Ein - und Ausfuhrverbote als außerhalb der
Grenze des Reiches gelegen". Die Ein- und Ausfuhr ist
mithin für die Gemeinden des Zollausfchlutzgebietes frei ;

Das Sckaulpiel im Armdes--
tbester.

Me Intendanz des Landestheaters schreibt uns :^
Me neue Leitung des Landestheaters wird der Ausgestal¬

tung des Spielplanes nach jeder Richtung hin besondere Auf¬
merksamkeit widmen. Von den allgemeinen Richtlinien , die
dabei maßgebend sirü», wurde schon neulich gesprochen, heute
seien die in erster Linie geplanten Werke genannt .

Im Mittelpunkt des kommenden Schauspielwinters wird
der Zyklus „Das Ewig-Weibliche als Erlösungsmotiv in der
dramatischen Weltliteratur " stehen; von den griechischen Tra¬
gikern dis in die jüngste deutsche Literatur sollen folgendeWerke der Ausdeutung dieses Gedankens dienen :

Sophokles : Antigone ; Shakespeare : Ein Winter¬
märchen ; Goethe : Faust (beide Teile ) ; Hebbel : Judith ;
Ibsen : Peer Gynt ; Hauptmann : Der arme Heinrich ;
Strindberg : Ein Traumspiel ; Tolstoi : Der lebende
Leichnam ; Heinrich Mann : Madame Legros .

Von den Klassikern soll Shakespeare besondere Aufmerksam¬keit gewidmet werden . „ Antonius und Kleopatra hat die
Reihe klassischer Werke eingeleitet ; außer dem „Winter¬
märchen" sind Neueinstudierungen von Macbeth und Romeo
«nd Julia geplant . Goethe erscheint im Zyklus mit 'dem
ganzen Faust , Hebbel mit der Judith ; von Lessing istEmilia Galotti , von Grillparzer Sappho , von Kleist
Penthesilea geplant .

Den großen nordischen und östlichen Dichtern — Ibsen ,btrindberg , Tolstoi — ist schon im Zyklus ein breiter Raum
eingeräumt . Von Ibsen , dessen „Peer Gynt " Intendant
Fuchs selbst inszenieren wird, soll außerdem „Rosmersholm "
neuaufgenommen , von Strindberg außer dem „Traumspiel "
die „Gespenstersonate" zum erstenmal gegeben werden.

Gerhart Hauptmann , einer der bedeutendsten le¬
benden Dramatiker Deutschlands, wird die ihm gebührende
Stellung erhalten . Vorläufig ist außer dem „ Armen Heinrich"
im Zyklus die Aufführung seines neuesten Werkes, des Jnka -
dramas „Der wertze Heiland " geplant . Der Ire Bernhard
Shaw , von dem man in Karlsruhe den „Arzt am Scheide¬
wege" kennt, wird mit dem sattrischen Lustspiel „ Helden" zeit¬gemäß zu Worte kommen. Herbert Eulenbe .rg , ein viel¬
gestaltiger Geist, dessen „Belinde" hier sehr gefallen , währendsein „ Simfon " abgelehnt wurde , wird mit „Alles um Geld"
von einer neuen Seite gezeigt werden . — Von Wedekindwird der Spielplan , auf dem zurzeit schon „Erdgeist " steht.

auch das Erstlingswerk „Frühlings Erwachen " bringen . (Wobleibt Artur Schnitzler ? Hoffentlich wird auch er zuWorte kommen! Red.)
In der großen Dheaterwelt längst gewürdigte , in Karlsruhe

hingegen noch kaum bekannte Autoren sind : Wildgans ,Stucken , Sternheim , Kaiser , Heinrich Mann
und Lilienfein . Des Erstgenannten „ Armut " und
„Liebe" hatten mit die größten Bühnenerfolge der letzten
Jahre . Zunächst wird „Armut " hier gegeben werden . Von
Stucken ist „Me Gesellschaft des Abbe Chateauneuf ", die hiereinmal gespielt wurde, ein Nebenwerk und vermochte sein
literarisches Profil kaum anzudeuten . Sein eigenstes Feld istdas Gebiet der Gralsmythen , des Artussagenkreises ; von
seinen, dieser Stoffwelt entstammenden Dramen , wird „Ga -
wan " erscheinen und zugleich die erste persönliche Inszenie¬
rung des neuen Intendanten bilden. — Der ätzende Satiriker
Sternheim soll eingeführt werden — entweder gleich durch
sein neuestes Werk „Die Marquise von Arcis "

(das vor we¬
nigen Tagen in Frankfurt a . M . seine erfolgreiche Urauffüh¬
rung hatte ) oder durch eines seiner älteren Stücke.

Kaiser , vor wenigen Monaten hier zum erstenmal mit
einem Kostümstück („Die Bürger von Calais "

) gehört, wird
mit einem ganz anders gearteten höchst modernen Werk, dem
sozialen Schauspiel „Gas " auf die Bühne kommen. — Hein¬
rich Mann , der berühmte Romandichter, hat bisher wenig
für das Theater geschrieben. Sein erfolgreichstes Stück „Ma¬
dame Legros"

, dem dankbaren Stoffkreis der beginnenden
französischen Revolution entnommen , in den Tagen des Ba¬
stillensturmes spielend, ist bestimmt, den Schlußstein des

Zyklus zu bilden. — Lilienfein bedeutet für Schwabenetwa dasselbe, was Burte (der mit „Simson " wiederkommt) fürBaden : Stolz und Hoffnung einheimischen Schrifttums . Sei¬
nem „Hildebrand ", den Stuttgart vor einem halben Jahre
brachte, wird Karlsruhe die Pforten nicht verschließen.

Zu den schönsten Aufgaben einer Bühne gehört es , wenig
gekannten Autoren , die noch um ihre Anerkennung ringen ,den Weg zu erleichtern , sofern ihre Werke echte Werte zu ent¬
halten scheinen . Diese Bestreben aber unbedingt in soge¬nannten „Uraufführungen " dazutun , scheint nicht immer die
beste Art der Verwirklichung zu sein. (Die hiesigen Urauf¬
führungen der letzten Jahre — „ Adam", „ Charhbdis "

, „ SigurdBraa " — waren gewiß mit Liebe und Sorgfalt ausgesuchtund vermochten es dennoch zu keinen Erfolgen zu bringen .)Es ist nicht abzusehen, warum ein Werk weniger fördernswert
gefunden werden soll, wenn bereits eine andere Bühne es
fördernswert gefunden und diese Schätzung durch eine Auf¬
führung dokumentiert hat . Mit einer wertvollen Zweitauffüh - j

Aus dem Jabresberickt des Gewerbe -
auMcbtsamts.

» Von zuständiger Seite wird uns geschrieben :
Der Jahresbericht des badischen GewerbeauffichtsamiS für

die Kriegsjaüre 1914—1918 ist erschienen. Einleitend ist der¬
jenigen Beamten gedacht , welche das Gewerbeaufsichtsamt im
Lause des Krieges verlor . Gleich zu Kriegsbeginn fiel Ober¬
gewerbeinspektor R . Körner in Feindesland , Anfang 1918 zog
sich der Direktor des Gewerbeaufsichtsamts Geh. Oberregie¬
rungsrat Dr . Karl Bittmann in den Ruhestand zurück , Ende
1918 erlag Gewerbeinspektor Dr . Emil Vetter der Grippe .

Im Vergleich mit den früheren Berichten zeigt der vorlie-
gende eine wesentliche durch die Kriegsvcrhältnisse bedingte Er¬
weiterung des Bereiches amtlicher Tätigkeit . Zu den neu ent¬
standenen Aufgaben gehörte die Prüfung und Begutachtung der
Gesuche um Zurückstellung, Beurlaubung u . Entlassung aus dem
Heeresdienst , Mitwirkung bei der Verteilung von Heeresliefe¬
rungen . Auskunftserteilung an militärische Stellen , Gutachten
über Zusammenlegng der Betriebe . Astragsbeschaffung fürdie Industrie , Begutachtung der Gesuche um Ausfuhrerlaubnis ,um Freigabe von Stoffen verschiedener Art , sowie um Schwer,
arbeiterzulagen u . a . m . Auch in der Zeit der Demobilma¬
chung setzte sich die Beanspruchung des Gewerbeaufsichtsamtes
durch derartige außergewöhnliche gutächtliche Tätigkeit fori.Was in dem Jahresbericht im allgemeinen mitgeteilr wird,
ist eine anschauliche Kriegsgeschichte unserer Industrie .

Die anfängliche Arbeitsverminderung in Schmuckwaren-,Maschinen- und Uhrenindustrie wandte sicy durch die rasche
Umstellung der Betriebe auf Heereslieferungen bald .in das
Gegenteil . In der Textilindustrie lagen die Verhältnisse um-
gekehrt; sie war während der ersten Kriegszeit mit Aufträgen
stark überhäuft , bald aber mutzte aus Rohstoffmangel die Ar¬
beit gestreckt werden, bis die von der Landesbehörde möglichst
geförderte Papiergarnweberei - und Spinnerei zahlreichen Ar¬
beitern wieder Verdienstmöglichkeit gab.

Starken Einschränkungen infolge von Rohstoffmangel waren!
auch die Lederindustrien, die Fettverarbeitungsinduftrien , Kar -
tonnagefabriken , Buchdruckereien und Brauereien unterworfen ,Einschränkungen , bei denen es sich für das Gewerbeaufsichtsamt
oft darum handelte , den Reichsverordnungen eine möglichst
schonende Anwendung zu sichern . Auch die Baustoffindustriewurde durch den Krieg schwer betroffen .

Eine Reihe von Betrieben mutzte stillgelegt werden ; auch
Kleinbetrieb und Handwerk tarnen in Not , die das Amt so gues ging durch Auftragsvermittlung zu milden suchte .Die Herstellung des Heeresbedarfs brachte gewaltige Um¬
stellungen in vielen Betrieben mit sich , die nicht zuletzt dcshall
bewältigt Werden konnten, weil in Baden neben einem reg.
samen Unternebmerstand eine aufgeweckte Arbeiterschaft steht.

Auch die Hausindustrie hat sich bei der Herstellung vons
Kriegsbedarf im großem Umfange betätigt , Wäsche , Kleidungs¬
stücke , Sandsäcke, Korbflechterei waren ihre Erzeugungsgebiete .

Datz die Umstellung der Produktion sin Lande mit großer»
'

baulichen Veränderungen verknüpft war , ergibt sich aus dev
zahlenmäßigen Übersicht über die begutachteten Baugesuche. Aufdie im Bericht aufgezählten interessanten , teilweise beanstande -«
ten Neuanlagen und Erweiterungen in betrieblicher, Unfall-
technischer und gesundheitlicher Hinsicht kann leider hier nicht
eingegangen werden. Die Begutachtung hat dem Gewerbeauf .
sichtsamt Gelegenheit, die vielfachen Kenntnisse, welche sich
die Beamten gelegentlich der Betriebsbesichtigungen aneigneten ,beim Entwurf anzuwenden , Kenntnisse, welche sich Nicht allein
auf die Arbeiterschutzeinrichtungen, sondern auch auf die für die
Produktion zweckmäßigen Anlagen erstreckten . Aus diesen
Darlegungen des Berichts wird klar, daß jedem Industriellen «der zu bauen beabsichtigt , empfohlen werden mutz, vor der
Planlegung mit dem Gewerbeaufsichtsamt in Fühlung zu tre¬
ten ; dies wird ihm nicht allein eine rascbere Erledigung des
Genehmigungsverfahrens sichern , sondern ihn auch auf manche ,
technische Verbesserungen aufmerksam machen.Der Umstand, datz unsere badische Industrie sich , abgesehen!von wenigen Großstädten , netzart-g über das ganze Land aus -
breitet , erleichterte wenigstens einigermaßen die Ernährung dir
Arbeiterbevölkerung, abgesehen davon , datz diese meist noch Be¬
ziehungen zur Landwirtschaft hatte . Diese Tatsache zusammenmit einem starken Heimatsgefühl der Arbeiter und dem Wunschder Arbeitgeber, ihren Arbeiterstamm zu halten , brachte es mit
sich , datz die Verpflanzung angesessener Arbeiterschaft in Ba¬
den, von der Kriegsindustrie wiederholt versucht, io»
allgemeinen ohne jeden Erfolg geblieben ist.Mit fortschreitender Einziehung der Wehrfähigen wurden
Kriegsgefangene , Frauen und Jugendliche immer mehr als
Ersah auch für die gelernten Arbeiter herangezogen , bis disNot auch zur Einstellung der Zivilinternierten , Strafgefange .

rung ist vielleicht weniger Aufsehen, aber mehr künstleri¬scher Gewinn zu erzielen , als mit krampfhaften „ Urauf¬
führungen um jeden Preis " .

Zwei solche Werke scheinen gefunden in „Sebastian " vonKurt Geucke und „Graf Fabians Gewissen" von Will
Imperators , ersteres in Dresden , letzteres in Weimar
bereits mit starkem Erfolg aufgeführt , aber von anderen
Bühnen — die eben den knappen Raum , der im Spielplan
für Werke noch nicht literarisch abgestempelter Autoren bleibt,lieber für „eigene"

Uraufführungen verwenden — seitdem
nicht beachtet; ein Unrecht, das man gut machen mühte .Sollte sich im Laufe des Jahres ein Manuskript zeigen, das
wirklich den Versuch einer Uraufführung löhnend erscheinen
läßt , so wird dieser selbstverständlich nicht ungetan bleiben.

Mes find im großen und ganzen die literarischen Pläne
des Theaters , im einzelnen mag sich noch manches ändern .
Vor allem soll nicht versprochen werden , datz nun die ge¬nannten Werke sämtlich im ersten Spieljahr zur Aufführung
gelangen , zumal sich noch mancherlei Unterhaltungsware hin¬
zugesellt, wovon die Komödien „Der Leibgardist " und „Adam,Eva und die Schlange ", dem verwöhnten Geschmack Rech¬
nung tragen , wahrend das nette Lustfpielchen „Lieselott von
der Pfalz " beim Publikum besonders dankbare Aufnahme fin¬
den dürfte . Es lag der neuen Leitung daran , auf breiter
Basis ein Programm zu entwickeln und sie glaubt dies um so
eher tun zu dürfen , als durch den Wegfall des Abonnements
Zusicherungen an die Abonnenten für das laufende Spiels,Mr
mit einer derartigen programmatischen Erklärung nicht mehr
wie früher verbunden sind . Auf alle Fälle aber soll der
Zyklus rn diesem Spieljahr durchgefüht werden.

Wesentlich abhängen wird die Entwicklung des Spielplaues
von der Erneuerung des technischen Bühnenapparates und
der Ergänzung des Personals . Was letztere angeht , so ist
zu bedenken, daß der neue Leiter erst während der Ferien
ernannt wurde und kurz vor Eröffnung des Spieljahres sein
Amt antrat . Es war daher nicht mehr möglich , Gastspiele auf
Engagement zu veranstalten und das Urteil des Publikum -
und der Presse über die zu verpflichtenden Künstler einzuholen .
Auch sind so kurz vor Saisonbeginn nicht immer in jedem
Fach noch tüchtige Kräfte frei , da die Theater sich die besten
Schauspieler natürlich rechtzeitig sichern . Mit der Ausfüllung
dieser oder jener Lücke im Personal muß daher unter Um¬
ständen bis zur nächsten Spielzeit gewartet werden . Vor¬
läufig sind in den Verband neu eingetreten die Herren Adal-
>ert Ulrici und Wladimir Martinelli , die Damen Ilse Hart -

leb und Steffi Wetzke.



»e« dann der Schüler und — wenn auch mit BvrfichtSmaß-
Schmer, — der Kinder in die Produktion zwang.

übrigen wurde, so weit es» ging, die Handarbeit durch
Maschinen*»beit ersetzt. Die Flüssigkeit der Geldmittel ermög.
sich»? hier manche Handarbeit sparende Neuerung , wie Aus-
Whlmaschinen für Holzschuhe , Strangmaschinen in der Ziga-
« ttenindustrie , sebbstätige Förderungseinrichtungen an Kessel-
senerungen sowie Anschlüffe an elektrische Zentralen usf. Nicht
allein das Heer , auch die Landwirtschaft machte der Industrie
Die Arbeitskäste streitig. . .

Hinsichtlich der Arbeitszeit wird die wohltätig empfundene
Abschaffung der Bäckernachtarbeit erwähnt . Besonders beach¬
tenswert ist ferner die Tatsache, daß man in der zweiten
Kriegshälfte zur Überzeugung kam , die Sonntagsruhe muffe
»»bedingt im Interesse größter Ergiebigkeit der Gesamtarbeit
eingehalten werden. . . ^ . .Das bedeutendste Merkmal der Kriegsftruktur unserer Arber-
terschaft war die Übernahme von Männerarbeit durch die Frau .
Die Leistungen, welche die Arbeiterinnen in diesem Kriege auch
Hei ungewohnten, anstrengenden Arbeiten wie Formen , G?e-
tzen, Drehen, Schweißen, Verzinken usw. vollbrachten, find über
jedes Lob erhaben . Es zeigte sich aber auch wieder, daß gerade
die Frau als Arbeiterin in hohem Maße schutzbedürftig ist. Das
Gewerbeaufstchtsamt hatte vor allem hinsichtlich der Einhaltung
und richtigen Auslegung der Bestimmungen über Nachtarbeit,
Überarbeit und Sonntagsarbeit hart für sie zu kämpfen.

Die Beschäftigung von Jugendlichen war während des Krie¬
ges allgemein als ein wunder Punkt anerkannt worden. Auch
Her war Überarbeit , Nachtschichten , mangelhafte Einhaltung der
»orgeschriebenen Ruhepausen , Vernachlässigung der Fortbil .
düng die Ursache zum Einschreiten gegen Arbeitgeber . Be¬
sonders große Mißstände Katen im Lehrlingswesen auf . Aufder einen Seite war es hier Mangel an Lehrlingen infolge der
hohen Bezahlung der Hilfsarbeiter , andererseits Ausnützungder Lehrlinge , die zu Unträglichkeiten führte . Es zeigte sich,wie notwendig eine grundsätzliche Regelung des Lehrlings¬wesens unter entscheidenderMitwirkung des Staates ist.

Im allgemeinen mußte bei all diesen Fragen Sachkunde undwarmes Empfinden für die Arbeiterschaft den richtigen Wegfinden zwischen Arbeiterschutz und dringendem Produktions ,
bedarf des Vaterlandes . Schäden, die durch das Fehlen vonVater unA Mutter in der Arbeiterfamilie auftraten , sowie
sittlicher Verwahrlosung Jugendlicher wurde zusammen mit
anderen Organisationen entgegengetreten .Wie in , den früheren Jahresberichten , so wird auch im vor-
Legenden eine Reihe von Unfällen in anschaulicher Weise be¬
schrieben . Diese erforderten zahlreiche Vorschriften zur Ver¬
besserung der Anlagen , aber es ist im Bericht klar ausgespro .
chen, daß es mit diesem allein nicht getan ist , daß vielmehr imArbeiter selbst Verständnis! für die Schutzeinrichtungen und
ihren Gebrauch geweckt werden muß.

Die gesundheitsschädlichen Einflüsse auf die Arbeiterschaftwaren weniger in einzelnen Gewerbekrankheiten festznstellen,als vielmehr in der Unterernährung und Überanstrengung .Leider ist es nicht möglich , die vielen wissenswerten Aus¬
führungen hinsichtlich der Lohnbewegungen, der Tätigkeit der
Kriegsamtsstelle mit ihren Frauenreferaten und Fabrikpflege -rinnen , der Unterbringung und Maffenspeifung von Arbeiternund der Kriegsbeschädigten genauer auszuführen . Es mußauf den Jahresbericht selbst verwiesen werden, welcher insbeson.bere für die , welche sich später mit den Wirkungen des Kriegesauf die Heimat befassen, von großer Wichtigkeit sein wird .

oc . Herbolzheim bei Ettenheim , 15. Sept . Die Zahl der anRuhr Erkrankten ist auf 30 gestiegen, 18 Todesfälle find vor¬
gekommen.

LO. Breiten , 16. Sept . Der Bezirksbauernbund hielt am
Sonntag eine Versammlung hier ab, in der folgendes be¬
schlossen wurde : Es wird gefordert , die Haferverordnung
Hahin abzuändern , daß der bei den Bauern befindliche Hafer
freigegeben wird. Der zu Nährmitteln notwendige Hafer
soll durch Beschlagnahme solcher Hafermengen gewonnen wer¬ben, die sich in den Händen des Großhandels befinden . FürGetreide , Milch und Kartoffeln wird Erhöhung der Höchstpreise»erlangt und zwar dahin , daß sie mit denjenigen Preisen in
Einklang stehen, die der Bauer für seine Bedarfsartikel zah¬len muß . Da bisher immer diejenigen Bauern benachteiligtwaren , die richtig abgeliefert haben , wird verlangt , daß künf¬
tighin Vorteile für die Ablieferung und die Nachteile für die
Nichtlieferung entstehen. Ms solcher Vorteil wird beispiels¬
weise Befreiung von Haussuchungen und sonstigen Schikanen
verlangt . In Erwartung , daß obigen Forderungen ent¬
brochen wird, werden Me Bauern des Bezirks aufgefordert .Len Schleichhändlern die Tür zu weisen und ihre entbehr¬
lichen Nahrungsmittel dem Verbrauch im Bezirk Breiten zu-
zuführen .

oc. Pforzheim , 17. Sept . DaS Gaswerk kündigt abermals
Gassperre für die Fabriken an und schränkt den Verbrauchin den Haushaltungen wie an Sonntagen ein. Wir erfahrendazu : Leider sind im Pforzheimer Gaswerk jetzt keinerlei
Vorräte an Gasköhle mehr vorhanden . Direktor Heinrich war
nach Berlin gereist, um noch irgend etwas zu beschaffen, er
hat jedoch keinen Erfolg gehabt.

oc. Baden -Baden, 16. Sept . Der Stadtrat steht sich in¬
folge verschiedener Vorkommnisse genötigt, sich mit dem Ab¬
ba» des Fremdenverkehrs zu beschäftigen. Grund dazu gabbas Ärgernis und die Erregung in der Einwohnerschaft , daß
manche Kurgäste ihren Aufenthalt dazu mißbrauchten , in der
Stadt und Umgebung Nahrungsmittel aufzukaufen und die¬
selben in ihre Heimat zu schicken . Von jetzt an soll der
Paket - , Gepäck- und Frachtverkehr streng kontrolliert werden.
Auch der stetig zunehmende Verkehr mit Luxusautomobilen
und die Tanzvergnügen in den Hotels und im Kurhaus sollen
eingeschränkt werden.

oc. Freiburg , 17. Sept . Wie vor einiger Zeit bekannt
wurde, hat ein Spender , der ungenannt bleiben wollte, 500 000
Mark zur Errichtung eines Instituts für physikalische Heil¬
kunde an der Universität gestiftet. Da diese Summe aber
nicht ausgereicht hatte , stiftete er hochherziger Weife nochmals
bi« Summe von 300 000 Mark.

oc . Waldshut , 15. Sept . Wie dem „Oberl . Bote" mitgeteiltwird, sollen im Kreise Waldshut die Bauer » die Vereinbarung
getroffen haben , für Obst nicht mehr als 10 bis 15 Mark für
be» Zentner zu verlangen, da dieser Preis genügend sei. Wäre
eine solche Vereinbarung nicht auch in anderen Kreisen durch¬
zuführen ?

oc . Konstanz, 16. Sept . Am Sonntag fand hier der ober-
badische Katholikentag statt , der aus allen Orten des Seekreisesaußerordentlich stark besucht war . Beim Festgottesdienst hieltPater Franz Sales O . F . I . die Festpredigt . Von hervorra¬genden Persönlichkeiten waren anwesend und hielten an ver¬
schiedenen Versammlungsorten Ansprachen: Weihbischof Dr .Sproll - Rottenburg , Weihbifchof Dr . Waitz -Feldkirch, Geistl RatDr . Schofer-Freiburg , Finanzminister Dr . Wirth -Karlsruhe ,Domkapitular Dr . Weber als Vertreter des Erzbischofs von
Freiburg , Geh. Hofrat Dr . Beyerle -München, Prof . Dr . Krebs -Freiburg . Der Leitgedanke, der durch die ganze Versammlungging, war , daß ohne Erneuerung der christlichen Grundsätzem der Gesellschaft keine Gesundung von den Schäden derZeit zu hoffen fei. An den Papst Benedikt XV . in Rom undan den Erzbischof Dr . Nörber in Freiburg wurden Telegramme-esandt.

Vadilcke Leitungsttimmen.
Sollen wir die Zwangswirtschaft beseitigen?

Wiederum ergreift Minister Hermann Dietrich zu dieserFrage in der „Badischen Landeszeitung " das Wort : Er
schreibt :

. Neuerdings hat auch in der Landwirtschaft eine Bewegungeingesetzt, die den völligen Abba« der Zwangswirtschaft aufdem Gebiete der landwirtschaftlichen Versorgung ebenso an¬strebt, wie große Kreise des Handels und der Industrie die
Aushebung jeglicher Zwangswirtschaft auf ihrem Arbeitsge¬biete wünschen. Ein Industrieller sagte mir neulich : HebenSie die ganze Zwangswirtschaft auf und erhöhen Sie am sel¬ben Tage sämtliche Gehälter und Lohne um 50 Proz ., danngeht es auch. Hier ist der Kernpunkt der Frage berührt , näm¬
lich welche Wirkung die Aufhebung der Zwangswirtschaft aufdie Preise hat . Zweierlei mutz aber zuvor auseinander ge¬halten werden . Es ist etwas Grundverschiedenes, ob ich die
Bewirtschaftung der im Inland erzeugten Produkte und Roh¬stoffe dem freien Verkehr und Handel überlasse, oder ob ich dieEin - und Ausfuhr einschließlich der Regelung der Zahlungdem Handel vollkommen anheimstelle. Ein völliger Mbau der
Zwangswirtschaft bedeutet sowohl das eine aes auch dasandere .

Es wird sich aber empfehlen, zunächst einmal die Frage zuuntersuchen : Welche Wirkung hat die Aufhebung der Zwangs¬wirtschaft der inländischen Erzeugnisse? Sie liegt klar auf der
Hand . Die Aufhebung bedeutet eine nochmalige gewaltige
Preissteigerung ; denn wir haben im Inland weder sovielLebensmittel , daß die inländische Bevölkerung so reichlich lebenkann, wie sie es gerne möchte, noch soviel Rohstoffe, wie die
Versorgung unserer inländischen Bevölkerung erfordert . Das
Angebot ist also geringer als die Nachfrage. Es Kitt deshalbeine mächtige Preissteigerung ein. Dazu kommt, daß, sobalddie Zwangswirtschaft restzloS aufgehoben wird, die Waren vom
Handel zufammengekaust und nur von den solideren Vertre¬tern dem Verkehr alsbald wieder zugesührt werden . Derandere Teil wird sie zurückhalten und aus weitere Preissteige¬
rung spekulieren. So sehen wir auch, daß bei der Lederbe¬
wirtschaftung die Preise für das erfaßte Leder viel niedrigerWaren als die jetzigen Preise des freien Handels . Allerdingswird -behauptet , daß diese immerhin noch wesentlich niedriger
seien als die bisher bezahlten Schleichhandelspretse. Die Fol¬
gen der einketenden Preissteigerung sind Lohn- und Gehalts¬
forderungen , die zu wirtschaftlichen und politischen Wirren
führen . Solange nun die Ausfuhr uud die Einfuhr von Wa¬
ren , insbesondere aber die erster«, nicht freigegeben ist, wird
sich der Inlandspreis auf jeden Fall nach der Kauftraft der
inländischen Bevölkerung richten; ob diese ausreicht , um Le¬
bensmittel und Waren im Inland auf einen Marktpreis
htnaufzudrücken, der — unter Berücksichtigung des schlechtenStandes unseres Geldes zur Währung des Auslandes — den
Auslandspreis erreichen würde, könnte nur die praktische
Durchführung lehren.

Wird die Zwangswirtschaft auch insofern abgedaul , als Ein -
und Ausfuhr freigegeben werden, so ist die Folge die, daß der
Inlandspreis auf den Auslandspreis hinaufgeht , und zwarderart , daß der Kaufpreis der Inlandswaren in Mark ent¬
sprechen muß dem Kaufpreis der Auslandswaren , wenn die
dortige Währung zum heutigen Kurse in deutsche umgerech¬net wird ; öder um das frappanteste Beispiel zu geben ; der
Weltmarktpreis für Weizen beträgt zurzeit , wenn man Fran¬ken , Dollar und Pfund Sterling in Mark umrechnet , etwa
WO M . Diese Höhe wird der Jnlandsgetreidepreis erreichen ;erreicht er sie nicht , dann wird der Handel Getreide ausfüh¬ren , und die einheimische Bevölkerung wird hungern , wenn nichtverhungern . Weniger schlimm liegt die Frage bei der Ein¬
fuhr , denn hier wird die Jnlandserzeugung allemal durch die
schlechte Valuta geschützt, da, wie ich bereits in früheren Auf¬
sätzen dargelegt Hab« und wie sich aus den obigen Ausführun¬
gen ohne weiteres ergibt , die schlechte Bewertung unseresGeldes im Ausland ebensosehr einen Schutzzoll bedeutet , als
auf der andern Seite eine Ausfuhrprämie darstellt . Eine
zweite Folge der völligen Aufhebung der Zwangswirtschaftwird die sein, daß die wirtschaftlich Schwächsten von dem Man¬
gel an Lebensmittel und Gebrauchsgegenständen am schwer¬sten betroffen werden. Ihr Anteil an den zur Verfügungstehenden notwendigsten Waren , in ihnen bisher vom Staate
gewissermaßen garantiert war , wird ihnen zum Teil von den
leistungsfähigeren Verbrauchern entzogen, und zwar in einem
ebenso steigenden Maße , als ihre Leistungsfähigkeit und Kauf¬kraft sinkt . Nur das Eintreten des Staates (Armenfürsorge )wird sie vor dem Schlimmsten schützen.Der Grund , warum die Zwangswirtschaft zum größten Teil
zu beseitigen ist, liegt deshalb nicht darin , daß die Zwangs¬
wirtschaft überflüssig und der Masse der Bevölkerung nach¬teilig Ware, sondern der Grund kann einzig und allein darin
gesucht werden , daß große Teile der Zwangswirtschaft vomSchleichhandel so durchbrochen sind , daß sie nur noch znm Teil
bestehen und es deshalb ratsamer erscheint, auf diesen Gebie¬ten die Zwangswirtschaft abzubrechen und damit zugleich die
ganze moralische Verwirrung , die der Schleichhandel mit sichbringt , zu beseitigen. Mag darum der legale Handel noch soteuer liefern , so teuer wie der Schleichhandel wird er nichtsein, und allemal wird er ein einwandfreies und nicht ein ver¬botenes Geschäft darstellen. Wenn aber Lebensintereffen des
Volkes ans dem Spiele stehen , dann muß die Zwangswirtschaftnicht nur beibehalten werden, sondern sie muß auf diesen we¬nige» Gebieten rücksichtslos durchgeführt und diejenigen , die
sie nicht befolgen, müssen erbarmungslos bestraft werden . Zudiesen Gebieten rechne ich die Brotversorgung und die Versor¬gung der Kinder und Kranken in den Städten mit Vollmilch.Hier kann es keinen Rückzug geben vor den gegenwärtigenForderungen . Die Gründe , warum wir nicht ein Anssetzender Milchversorgung der Großstadtkinder und der Kranken in
diesen Städten verantworten können, und warum wir einen
Brotpreis , dem ein Weizenpreis von WO M . pro Doppelzent¬ner zugrunde liegt, nicht ertragen können, will ich nicht wieder¬
holen.

Nun wird aber die Beseitigung der Zwangswirtschaft auchdann , wenn sie restlos erfolgt, eine merkwürdige Wirkunghaben . Sie wird nicht nur alle Preise steigern, alle Gehälterund Löhne in die Höhe kerben , sondern sie wird auch die
Regelung der Reichsfinanzen erleichtern. Denn wenn Lebens¬mittel , Rohstoffe und Waren teurer werden, wenn Arbeits -
löhüe und Gehälter steigen , so bleutet das weiter nichts alseine Entwertung des Geldes. Je mHr aber das Geld ent¬wertet wird , desto größer wird zahlenmäßig das Vermögen undEinkommen, desto größer werden Vermögensabgaben und Ein¬
kommenssteuern, und desto leichter wird die Schuld deS Reiches
zu tragen und werden die Jnlandsverpflichtungen zu decken
sein . Geschädigt ist also nur der Kapitalist und Renten¬
empfänger , denn sein Einkommen bleibt scheinbar gleich, tat¬
sächlich verringert es sich von Tag zu Tag , wie jeder weiß , der
früher mit einer Rente von 10 000 M . ein reicher Mann warund seine Bedürfnisse reichlich befriedigen konnte, heute aber
sparen muß und, wenn es so fort geht, in Zukunft darben
wird . Daß mit dem Steigen der Preise , der Löhne und
der Gehälter das Nationalvermögen in seinem wahren Wert
nicht größer wird, ergibt sich ohne weiteres daraus , daß die
Abtragung der Schuldverpflichtungen an das Ausland , derenWert in Goldmark festgesetzt ist, durch jene Entwicklung nichtim geringsten erleichtert wird. Die Schuld an das Ausland

bleibt »leich schwer und drückend , mag auch im Inland nochso sehr eine scheinbare Vergrößerung der Vermögen und Ein -kommen Platz greifen . Die Reichsschulden im Inland aberabzubürden , wird mit jenem Abbau der Zwangswirtschaft vonTag zu Tag leichter . Die Besitzer von Reichsanleihen, In -
Haber von Rentenpapieren mögen einmal Nachdenken, ob ihnenmehr geholfen ist, wenn das Reich oder ein anderer Schuldnerihnen solche entwerteten Staatspapiere zu 5 Prozent verzinst,oder ob es nicht besser wäre , sie bekämen eine niedrigere Ver¬
zinsung , wenn gleichzeitig eine Erhöhung der Kaufiraft desGeldes eintreten würde."

(Wir verweisen im Zusammenhang mit diesem Artikel des
Ministers Dietrich nochmals auf unsere .! eigenen Leitartikelin Nr . 210 der „Karlsr . Ztg .

" vom 9. cr . „ Wer treibt das
Rad des Verhängnisses weiter ? "

, der ähnliche GedankengängLenthielt . Red.)
Ein Mahnwori an unsere Bauern

richtet das „Mosbacher Boftsblatt ". Es heißt darin unter An->
lehnung an den von uns veröffentlichten Leitartikel „ Wer treibr
das Rad des Verhängnisses weiter ? " :

„ Wir warnen die Mitglieder des Bauernvereins ,und erst recht, soweit dieselben Mitglieder der
Zenkurgspartei sind , vor allen wahnwitzigen Demo «
gogen, die als Wölfe im Schafskleid mit un¬
glaublichen Versprechungen an sie herantreten , um sie zueiner Bauernpartei zusammenzuschlietzen , d. h. sie an den Kar .
ren der OftpreutzischenKrautjunker und ihren badischen Gesin-
nungsgenossen zu spannen . Bauern der Zcnkumspartei !
Zeigt euch politisch reif allen unreifen und unehrlichen Ver¬
sprechungen gegenüber I Haltet fest an eurer politischen Par¬tei , sowie an euren wirtschaftlichen Standesorganisationen , dis
durch namhafte Vertreter der Landwirtschaft für eure Inter¬
essen sorgt . Laßt euch nicht ködern durch maßlose unerfüllbare
unsittliche und unehrliche Forderungen . Zeigt, daß ihr nicht
gewillt seid, den politischen Zielen des Bundes der Landwirt »
Vorspanndienste zu leisten. Man weiß in Zenlrumskreisen
recht Wohl, daß ihr berechtigte Wünsche habt. Nicht der letzteunter ihnen ist der , daß die Regierung euch eure Abgabepslichbnicht dadurch erschwert, daß ihr , badische Bauern , dieses Jahr* 40 Prozent Hafer mehr abliefern sollt als im Vorjahr und unr20 M -, und nicht etwa an die staatlichen Kommunalverbände ,sondern an die (G . m . b . H . ) Reichsgekeidestelle, deren Zusam .
mensetzung euch sehr gut bekannt ist.Man weiß es in unseren leitenden Kreisen uud diese Num -,mer unserer Blattes wird sowohl an die badische Regierungwie an die Reichsregierung abgehen sowie an die Zentrums¬fraktion des Reichs- und Landtags , daß es höchste Zeit ist , dies»,privatkapitalistische Ausbeutung eurer schweren Arbeit restloszu beseitigen , indem der Staat selber durch seine amtlichenOrgane (und zwar nicht wieder in, Miehrheit aus den bisherigemKriegsgewinnlern ) und zu seinem Vorteil die Ernte , die Fruck-teurer Mühen bewirtschaftet. Die Eiterbeule am deutschemWirtschaftsleben muß » eg in kürzester Zeit, wenn anders eSder wilden Agitation politischer Demagogen nicht gelingen soll ,all die mit Recht Unzufriedenen an ihren Karren zu spannen ,Ihr badischen Bauern seid bereit zur Ablieferung des Brot¬
getreides . Ihr wißt, daß die Zwangswirtschaft noch nicht reifist zum völligen Abbruch . (Denkt au die Lederfrage .) Ihr seididabei nicht gewillt, auch weiterhin und letzten Endes den Prositsin die Privattaschen der G . :w. b . H ., deren Zusammensetzungzu 80 Prozent euch bekannt ist , fließen zu lassen . Zwangs -
Wirtschaft gut , Ablieferung nach Recht und Gerechtigkeit auchjgut , aber nun endlich weg mit den Berliner Getreidedirektoren ,Es ist höchste Zeit, Zur Erreichung dieses Zieles brauchestwir aber den Bund der Landwirte nicht. Auch dem ist nicht zu.trauen . Wir gehen unsere eigenen Wege , jene Wege, die unÄdas deutsche und das christliche Gewisse» zeigt, den Weg deitzeisernen deutschen Pflicht in schwerer Ststnde."

Nus der Landeshauptstadt .
Geh . Oberregierungsrat Eduard Seldner ist! dieser Tagqhier gestorben. In Oppenau im Jahre 1862 geboren legte er,1885 und 1889 seine beide » gerichtlichen Prüfungen ab . Erkwandte sich dem Dienst der inneren Verwaltung und fand intzJahre 1891 als Amtmann in Freiburg seine erste Anstellung,Später wurde er Amtsvorstand in Engen und in Donau -

eschingen, alsdann folgte er einem Ruf des Prinzen Wilhelm!und übernahm als Domänendirektor die Leitung der Mark -
gräflichen Domänenkanzlei der Bodenseefideikommisse . DieseStelle begleitete er in hervorragender Weise bis zum Junßd. I . , wo er in den Ruhestand Kat .

LlaatsanzeLger.
Der Kath . Oberstiftungsrat hat den Finanzsekretär Eduard ,Kern beim Hauptsteueramt Singen zum Revisor beim KathOberstiftungsrat ernannt .

Die Steuermannsordnung für den Rhein zwischen Mannheim ,und Kehl best.
Der in Ziffer II der Verordnung vom 25 . März 1898 (Ge¬

setzes - und Verordnungsblatt Seite 228 f.) festgesetzte Tarif fürdie Höchstbeträge der Steuermannslöhne aus der Rheinskecke
zwischen Mannheim -Ludwigshasen und Kehl - Stratzburg , ab¬
geändert durch die Bekanntmachung vom 26. April 1918 ( „Karls »ruher Zeitung ", Staatsanzeiger vom 1 . Mai 1918 Nr . IM )Wird bis aus weiteres außer Kraft gesetzt.

Karlsruhe , den 10. September 1919.
Badisches Arbritsministerinm.

Rückert . Meck<

Die Besetzung der Oberversicherungsämter betr.
Aus Grund des ß 69 der Reichsversicherungsordnung wur¬den ernannt zu Mitgliedern des Oberversicherungsamts : imFreiburg : Oberamtmann vr . Karl Sauter , in Karls¬

ruhe : Oberamtmann Walter Schmitt, in Mannheim -Osteramtmann vr . Max Castenholz.
Karlsruhe , den 11 . September 1919.

Badisches Arbeitsministerium.
R ü ck e r t.

51ä <Iii5clie5 Konie ^lkauL
vonnerstsg , äen 18. September 1919

Dkl! MeiWkllle.
^ nkong 7 vkr . Kleine kreise .



Amtliche Bekanntmachung .
Belkarrrrtmachurrg .

Zur Durchführung der Verfügung des Demobilma .'chungsausschusses Karlsruhe vom 22 . Mai ISIS »die
Freimachung von Arbeitsstellen während der Zeit der
wirtschaftlichen Demobilmachung betr .

" wird hiermit
auf Grund der Verordnung des Reichsministeriums für
di« wirtschaftliche Demobilmachung vom 28 . März ISIS
über die Freimachung von Arbeitsstellen während der
Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung für den Be¬
zirk des Demobilmachungsausschusses Karlsruhe (d . i.
für die Amtsbezirke Achern , Bühl . Baden , Rastatt , Ett .
lingen , Karlsruhe , Durlach , Bruchsal und Breiten ) an .
geordnet :

8 1 .
Sämtliche Arbeitgeber ohne Ausnahme — Betriebs¬

unternehmer aller Art einschließlich der Gastwirtsbe -
triebe , Bureauinhaber , Körperschaften des öffentlichen
Rechts, Staats , und Gemeindebehörden — sind ver¬
pflichtet , nach für den ersten vertragsmäßig oder gesetz¬
lich zulässigen Termin vorausgegangener Kündigung
zu entlassen :

1. alle bei ihnen beschäftigten Arbeitnehmer — Ar-
beiter und Angestellte —, welche nicht auf Erwerb an -
gewiesen find. Darunter fallen u - a . :

а. weibliche Arbeitnehmer , deren Väter oder Ge¬
schwister erwerbstätig sind und hinreichend ver-
dienen, um ihren Unterhalt mit zu bestreiten,d. Töchter von Rentnern oder sonstigen gut gestell¬ten Eltern ,

0. Töchter von Eltern , die Hilfspersonal beschäftigen,d . Personen , die anderweitige Erwerbsquellen be.
fitzen , aus denen ihnen mindestens ein Verdienstin Höhe der für ihren Wohnort festgesetzten Er -' Werbslosen-Unterstützung zuflieht ;2. alle Arbeitnehmer, welche bei Kriegsausbruch oder

später als Arbeiter in einem land. oder forstwirtschaft¬
lichen Haupt - oder Nebenbetrieb oder im Bergbau oder
als Dienstboten (Hausangestellte , Köche- Köchinnen,Haus -, Küchen - und Zimmermädchen) berufsmäßig
tätig waren .

8 2.
Die Entlassungspflicht erstreckt sich nicht auf :
1. die vom Arbeitgeber beschäftigten eigenen Haus¬

haltsangehörigen ,
2. Generalbevollmächtigte und die im Handelsregi -

ster oder Genossen , chastsregister eingetragenen
Organe und Vertreter des Unternehmens ,3 . Arbeiter in einem land- oder forstwirtschaftlichen
Haupt , oder Nebenbetriebe,4. Bergarbeiter .

б. Gesinde,
6. Bühnen - und Orchestermitglieder.

83 .
Ausnahmen von dieser Anordnung können durchden Demobilmachungsausschuß oder die von ihm hier¬

zu bevollmächtigten Kommissionen bewilligt werden,wenn diese im öffentlichen Interesse liegen, oder zur
Vermeidung von unbilligen Härten für Arbeitgeberoder Arbeitnehmer erforderlich sind oder Ersatz für die
zu Entlassenden im Bezirk des Demobilmachungsaus¬
schusses nach Feststellung des zuständigen Arbeitsamtes
nicht zu beschaffen ist.

Anträge auf Ausnahmebewilligungen sind unverzüg¬
lich nach Inkrafttreten dieser Anordnung schriftlich
unter Darlegung - er Verhältnisse dem Demobilma .
chungsausschusse Karlsruhe , Karl Friedrichstraße 15,
einzureichen . Antragsbcrechtigt sind :

s . der Arbeitgeber, —'
t>. der betroffene Arbeitnehmer ,
c . die in § 4 genannten Arbeitnehmervertretungen .
Wird ein Antrag auf Ausnahmebewilligung gestellt ,

so hat die Kündigung zu unterbleiben bezw . ist die aus¬
gesprochene Kündigung zurückzunehmen bis zur Ent¬
scheidung des Demobilmachungsausschusses. Arbeit¬
nehmer - und Arbeiter - bezw . Angestelltenvertretungen
haben deshalb , sobald sie Ausnahmebewilligung nach¬
suchen , hiervon dem Arbeitgeber sofort Mitteilung zu
machen.

8 4.
Vor der Kündigung hat der Arbeitgeber den Ar¬

beiter - bezw . Angestelltenausschuß zu hören .An Stelle dieser Ausschüsse treten in den durch 8 12
der Verordnung über Tarifverträge , Arbeiter - und
Angestelltenausschüffe und Schlichtung von Arbeits -
lstreitigkeiten dom 23 . 12. 1918 ( Reichsgesetzbl . S . 1456)
sestgelegten Fällen die dort bezeichneten Vertretungender Arbeitnehmer .

Wo weder Ausschüsse noch die letztgenannten Ver¬
tretungen bestehen, tritt an ihre Stelle die Mehrheitder Arbeitnehmer .

Arbeitgeber und die vorgenannten Vertreter der
Arbeitnehmer müssen über die zur Entlassung kom¬
menden Arbeitnehmer einig sein. Wegen derjenigen
Arbeitnehmer , über die eine Einigung nicht zu erzielen
ist, ist Vorlage an den Demobilmachungsausfchußunter genauer Angabe der Gründe , die für und gegendie Entlassung sprechen , zu erstatten . Diejenigen Ar¬
beitnehmer , die nach Ansicht von Arbeitgeber und Ar¬
beitnehmervertretung zur Entlassung kommen sollen¬
find , ehe die Kündigung ausgesprochen wird, von Ar¬
beitgeber und Arbeitnehmervertretung gemeinschaftlich
hiervon in Kenntnis zu setzen und zu hören . Erstwenn nach ihrer Anhörung Arbeitgeber und Arbeit¬
nehmervertretung noch der Ansicht sind , daß die Ent¬
lassung zu Recht erfolgt , darf die Kündigung ausge¬sprochen werden . Die hiervon betroffenen Arbeitneh¬mer sind auf ihr Recht , beim Demobilmachungsaus¬
schuß um Ausnahmebewilligung nachzusuchen, aus¬
drücklich hinzuweisen.

Auf ihren Wunsch hat der Arbeitgeber den Aus¬
nahmeantrag aufzunehmen und an den Demobil -
machungsausschuß schriftlich weiterzuleiten .

8 5.
Die Arbeitgeber haben für jeden auf Grund dieser

Anordnung zu entlassenden Arbeitnehmer eine Ersatz-
Person einzustellen, deren Beschäftigung selbstverständ¬
lich dieser Anordnung nicht zuwiderlaufen darf . Sie
haben sich hierbei der Vermittlung eines nicht gewerbs¬
mäßigen Arbeitsnachweises zu bedienen.

8 6.
Neueinstellungen von Arbeitern , deren Weiter¬

beschäftigung nach dieser Anordnung verboten ist, dür¬
fen in keinem Falle mehr erfolgen . Ist eine solche
Neueinstellung aus besonderen Gründen erforderlich,so ist zunächst die Genehmigung des Demobilmachungs¬ausschusses einzuholen .

8 7.
Diese Anordnung tritt 3 Tage nach dem Tage des

Erscheinens dieser Bekanntmachung in Kraft . Spä¬
testens nach 14 Tagen nach diesem Termin muß sämt¬
lichen in Frage kommenden Arbeitnehmern , soweit
nicht Ausnahmeanträge vorliegen, gekündigt sein. Die
Kündigungsfrist ist die gesetzliche oder die vertrags¬
mäßige , sofern diese die kürzere ist, mindestens aber
erne zweiwöchentliche .

Für Arbeitnehmer , die auf Grund der Anordnung
des Demobilmachungsausschusses zu entlassen sind,
gelten die die Entlassung beschränkenden Vorschriften
der Verordnung vom 3. S. ISIS (Reichsgesetzbl .
S . 1500) nur insoweit, als sie zugunsten der Ar¬
beitnehmer in ihrer Eigenschaft als Kriegsteilnehmer
und Zivilinternierte bestehen.

Das in der vorgenannten Verordnung festgelegte
Recht auf vorzeitigen Austritt aus der Beschäftigung
steht den Arbeitnehmern , denen auf Grund der gegen¬
wärtigen Anordnung gekündigt ist, nicht zu.

8 8-
Bis spätestens zum 18. Tgae nach Inkrafttreten

dieser Anordnung haben die Arbeitgeber eine Aufstel¬
lung über diejenigen Arbeitnehmer , denen auf Grund
der Anordnung gekündigt ist, und von denen nicht
bekannt isß daß sie um Ausnahmebcwilligung nach -
gesucht haben, unter Angabe der Kündigungsfrist , des
Namens und der Arbcitsstelluirg der gekündigten Ar¬
beitnehmer dem Demobilmachungsausschuß Karlsruhe ,
Karlfriedrichstr . 15 und dem zuständigen Arbeitsamt
einzureichen.

In gleicher Weise haben sie dem Demobilmachungs¬
ausschuß Namen und Arbeitsstellung der einzustellen¬
den Ersatzperson anzuzeigen , sowie den Arbeitsnach¬
weis , durch dessen Vermittlung die Einstellung er¬
folgt ist .

8 ».
Sämtliche Mitteilungen , die auf Grund dieser An¬

ordnung zu erstatten sind, sind , soweit es sich nicht um
Anträge aus Ausnahmegenehmigung einzelner Ar¬
beitnehmer handelt , von Arbeitgeber und Arbeitneh-
mervertretung zu unterschreiben. Meinungsverschie¬
denheiten zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmerver¬
tretung siiü> dabei deutlich zum Ausdruck zu bringen .

8 iS.
Zur Überwachung der Durchführung dieser Anord¬

nung werden vom Demobilmachungsausfchuß beson¬dere gleichmäßig aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern
zusammengesetzte Kommissionen gebildet. Den Mit¬
gliedern dieser Kommissionen gegenüber find Arbeit¬
geber und Arbeitnehmer zu erschöpfender Auskunfts¬
erteilung verpflichtet. Die Mitglieder der Kommissio¬nen sind verpflichtet, soweit sie auf Grund der AuS-
kunstspflicht Kenntnis von Geschäfts- , Betriebs - oder
persönlichen Verhältnissen erlangen , hierüber zu
schweigen .

Vorsätzliche Zuwiderhandlungen gegen diese
Schweigepflicht werden mit Geldstrafe bis zu 3000 M.
belegt.

Ferner ist der Vorsitzende des Demobilmachungs¬
ausschusses befugt, die Beteiligten vorzuladen und zu
vernehmen . Er kann für den Fall des Nichterscheinenseine Geldstrafe bis zu 100 M . androhen und bei un¬
entschuldigtein Ausbleiben festsetzen .

8 11 -
Kommt ein Arbeitgeber der Verpflichtung der Kün¬

digung gemäß 8 1 nicht nach, so ist der Demobil¬
machungsausschuß berechtigt, an seiner Stelle die Kün¬
digung aus den jeweils zulässigen Termin unter
Einhaltung der Frist des 8 7 auszusprechen. Dem
Arbeitgeber ist eine Abschrift der Kündigung milzu¬teilen .

8 12.
Eine nach 8 11 vom Demobilmachungsausfchuß aus¬

gesprochene Kündigung kann durch übereinstimmende
Erklärung des Arbeitgebers und Arbeitnehmers bin¬
nen einer Woche seit Zustellung im Wege der Be¬
schwerde an den Demobilmachungskommissar ange-
fochten werden . -

Der Demobilmachungskommiffar entscheidet end¬
gültig .

8 13.
Arbeitnehmer , denen gemäß 8 1 oder 8 11 dieser

Anordnung gekündigt ist, können in Ansehung der
Räume , welche sie für sich oder ihre Familie an ihrem
bisherigen Wohnort gemietet hahen, das Mietverhält¬nis unter Einhaltung der gesetzlichen Frist kündigen.Die Kündigung kann nur für den ersten Termin er¬
folgen, für den sie zulässig ist.

8 14.
Arbeitnehmer , die in den ersten 7 Tagen nach ihrer

auf Grund dieser Anordnung erfolgten Entlassung
nach ihrem Heimatsorte fahren , bekommen für ihre
Person und gegebenenfalls für ihre Familie freie Be¬
förderung bei Vorlage des polizeilichen Abmelde¬
scheins und einer Bescheinigung des Arbeitgebers über
den Zeitpunkt und den rechtlichen Grund ihrer Ent¬
lassung.

Dem Arbeitnehmer kann im Falle des Absatz 1 von
der Gemeinde seines letzten Wohnsitzes eine ange¬
messene Beihilfe zu den Reiseunkoften einschließlichder Kosten der Beförderung des Umzugsgutes auS Mit¬
teln der Erwerbslosenfürsorge gewährt werden ; bei
Streitigkeiten über die Höhe dieser Beihilfe entscheidet
der Demobilmachungsausschuß .

Arbeitnehmern , die nicht auf Erwerb angewiesen
sind, stehen die Rechte aus Absatz 1 und 2 nicht zu.

' 8 IS,
Auf Körperschaften des öffentlichen Rechts findet

diese Anordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß
die Durchführung der Entlassungspflicht den zuständi¬
gen Dienstauffichtsbehörden obliegt.

8 16.
Arbeitgeber, die dem 8 5 schuldhaft zuwiderhandeln ,

insbesondere ohne wichtigen Grund die Einstellung
einer ihnen nachgetviesenen Arbeitskraft verweigern ,können vom Demobilmachungsausfchuß für jede nicht
besetzte Arbeitsstelle mit einer Butze bis zu 3000 M.
belegt werden . Die Buße wird wie Gemeindeabgaben
beigetrieben und fließt der Gemeindekasse der Ar¬
beitsstätte zu.

Dem Arbeitgeber steht binnen einer Woche seit
Zustellung die Beschwerde an den Demobilmachungs¬
kommissar zu . Dieser entscheidet endgültig .

8 17.
Vorsätzliche Zuwiderhandlungen gegen die Bestim¬

mungen dieser Anordnung werden, soweit sie nicht

unter die Strafbestimmungen der 88 16 und 16 fal¬len , mit Gefängnis bis zu 1 Jichr und mit Geld¬
strafe bis zu 10 000 M . oder mit einer dieser Strafen
belegt . Me Strafverfolgung tritt nur auf Antragdes Demobilmachungsausschusses ein .

Karlsruhe , den 8. September ISIS.
Der Denrvbilmachuirgsausfchuß.

Rr. 8805 . Vorstehende Anordnung wird hiermit
für vollziehbar erklärt .

Karlsruhe , den S. September ISIS.
Der Landeskommiffür.

— als Demobilmachungskommiffar —
I . B . : gez . Hebting . OZ .244

Beim Finanzamt Karlsruhe ist mit Wirkung vom
15. September an als besondere Abteilung ein Erb¬
schaftssteueramt errichtet worden, dem alle Erbschafts¬
steuersachen aus dem Amtsgerichtsbezirk Karlsruhe
übertragen worden sind . Die Notariate Karlsruhe I
bis VII haben künftig mit Erbschaftssteuersachen
nichts mehr zu tun . In allen Erbschaftssteuer-
Angelegenheiten wollen sich die Steuerpflichtigen des
Amtsgerichtsbezirks an das neue Erbschaftssteuer rmt
(Finanzamt , Rüppurrerstr . 3a, II . Stock ) wenden ;
Sprechstunden für nichtgeladene Personen vormit¬
tags zwischen S und 12 Uhr. O .97

Karlsruhe , den 16. September ISIS.
Finanzamt .

LMLekanntinüchuW»
Deutsche Eisenbahn-

Pees»»»«- und
Gepiicklarife.

Am 1. Oktober ISIS tre¬
ten auf den deutschen Ei .
senbahnen Erhöhungen der
Personen -, Gepäck- . und
Expreßguttarife ein . die
im allgemeinen 50 v. H.
betragen . Die Änderun¬
gen werden je nach ihrem
Umfange teils im Berfü -
gungswege , teils durch
Nachträge zu den Tarifen
oder durch Neuausgabe
dieser durchgeführt.

Die aufgenommenen be-
sonderen Ausführungs¬

bestimmungen und die
Nichteinhaltung der Ver¬
öffentlichungsfrist sind ge¬
mäß 8 2 und 8 6 der Ei-

senbahnverkehrsordnung
genehmigt. O .S8

Nähere Auskunft er¬
teilt unser '.VerkehrS-
bureau .

Karlsruhe , 12. Sept . ftS1S.
Generaldirektion der Bad.

Staatseisenbahnen .

Zentral-Güterrechts -Register für Baden.
Baden. O .67

Güterrechtsregistereintrag
vom 12. September ISIS
Band II S . 422 — Prie -
ger. Johann Erhard Peter ,
Rittmeister a . D . in Ba -
den, und Sophie Alma
Minna geb. Bruns —:
Vertrag vom 8. Sept . ISIS
— allgemeine Güterge¬
meinschaft.

Baden , 12. Sept . ISIS.
Bad. Amtsgericht.

Dnrlach . Güterrechts¬
registereintrag : Häcker,
Friedrich , Schmied in
Weingarten , und Frieda
Roßwag in Söllingen .
Vertrag vom 18. Juli
ISIS . Errungenschaftsge .
meinschast. O .95

Amtsgericht.
Emmendingen . O .65

Zum Güterrechtsregister
Band I Seite 355 wurde
heute eingetragen : Mül¬
ler , August, Webermeister
in Denzlingen , und Elsa
geb . Schmidt von da : Ver¬
trag vom 16. Juli 1S14 :
Gütertrennung .

Emmendingen ,
den 6. September ISIS.

Bad. Amtsgericht 1.
Heidelberg. O .56

Güterrechtsregistereintrag
Band VI Seite SIS. Löh-
nefinke, Rudolf , Kauf¬
mann in Schönau b . H .,
und Erika geb . Stein . Ver.
trag vom 1. Septbr . ISIS.
Gütertrennung des BGB .
Heidelberg, 8. Sept . ISIS.

Bad. Amtsgericht S.
Karlsruhe . O .57

In das Güterrechtsre¬
gister ist zu Band IX Sei .
te 358 eingetragen : Futte .
rer, Karl. Wagenführer,
Karlsruhe , und Sophie ge.
borene Braun : Der Mann
hat das Recht der Frau ,
innerhalb ihres häuslichen
Wirkungskreises seine Ge¬
schäfte für ihn zu besorgen
und ihn zu vertreten , aus .
geschloffen .
Karlsruhe , 12. Sept . ISIS.Bad . Amtsgericht L S.
Mannheim . O .83

Zum Güterrechtsregister
Band XUH wurde heute
eingetragen :

1. Seite 4S6 : Heinrich
Weiß, Schlosser, und Jo¬
hanna geb. Beickert in
Mannheim . Vertrag vom
4 . September ISIS . Gü¬
tertrennung .

2. Seite 4S7 : Gottlieb
Reinfrank . Gärtner , und
Maria geb . Seiler in
Mannheim . Vertrag vom

5. September 1919 . Gü¬
tertrennung .

3. Seite 4S3 : Andreas
Staab , Kaufmann , und
Franziska geb. Mäher in
Mannheim . Vertrag vom
5. September ISIS . Gü¬
tertrennung .

4 . Seite 49S : Martin
Adam Johann , Schlosser,
und Anna Sophia gebore¬
ne Fromm in Mannheim -
Neckarau. Vertrag vom 5.
September ISIS . Güter¬
trennung .

5. Seite 500 : Valentin
Junkert , Fuhrunterneh -
mer, und Anna geb. Knel-
ler in Mannheim -Wlald -
hof. Vertrag vom 9. Sep¬
tember 1919 . Gütertren¬
nung .
Mannheim , 13. Sept . ISIS.

Bad. Amtsgericht Re. 1.
Neustadt. O .S4

In das Güterrechts -
register Band l S . 283,
wurde eingetragen : Löff¬
ler , Nikolaus , Schneider¬
meister, und dessen Ehe¬
frau Viktoria geb. Gaus ,
beide in Neustadt. Ver¬
trag vom 2. September
ISIS : Gütertrennung .

Neustadt , fSchwarzwald,den 11 . Sept . ISIS .
Bad. Amtsgericht.

Rastatt . O .33
Zu Band II O .-Z . 211

des Güterrechtsregisters ,
betreffend Güterrecht des
Gustav Schorpp, Säge¬
werksbesitzer , und seiner
Ehefrau Ludwina Emma
geb . Peitz in Würmers¬
heim, wurde heute ergän¬
zend eingetragen : Nach 8
2 des Ehevertrags vom 2.

September ISIS sind Vor¬
behaltsgut der Ehefrau
die dort verzeichnet» !
Fahrnisse im Gesamtwerte
von 6000 M . und außer¬
dem ein Barbetrag von
30 000 M ., angelegt , bezw .
noch anzulegen auf den
Namen der Ehefrau bei
den Sparkassen Malsch u.
Gernsbach.

Rastatt . S. Sept . ISIS.
Amtsgericht.

Säckingen. O .84
Güterrechtsregister Band

II ! Seite 77 : Karl Rech,
ner, Unterlehrer , u . Anna
Weber in Niederhof. Ver.
trag vom 1. September
ISrS . Errungenschaftsge¬
meinschaft gem. 88 16IS
ff . BGB . Das in 8 4 deS
EhevertragS beschriebene,
sowie alles künftige, be¬
wegliche und unbewegliche
Vermögen, das der Braut
aus Erbschaft oder Schen¬

kung anerfällt , soll all de«
c " Vorbehaltsgut wüten -
S " ckingen, 11 . Srl lAtt».

Amtsgericht 1.

Schönau i. W. O .27
Güterrochtsregistereintrag

Band l Seite 292 : Erich
Locherer, Fabrikant in
Todtnau , und Marie ge¬
borene Gesell. Vertrag
vom 3. September ISIS.
Allgemeine Gütergemein¬
schaft mit- Vorbehaltsgut
der Frau .

Schönau i . W.,
den 3. September ISIS .

Bad. Amtsgericht.
Triberg . O .32

Güterrechtsregister Sei¬
te 472 : Adam Stein , Ka¬
minfeger in Triberg und
Maria geb . Burger . Ver¬
trag vom 26 . August ISIS«
Gütertrennung .

Triberg , 9 . Sept . ISIS.
Bad . Amtsgericht 1.

Triberg . O .60
In das Güterrechtsregi¬

ster Seite 471 , Joseph
Ketterer , Landbriefträger
in Ev . Tennenbronn , und
Maria Josephine Löffler
Witwe geb . Hippler , wur¬
de eingetragen :

Im Nachtrag zum Ehe-
Vertrag vom 11 - Juni 190S
ist weiter als Vorbehalts¬
gut der Frau erklärt , was
die Frau durch Erbfolge ,
Vermächtnis oder als
Pflichtteil erwirbt , oder
was sie durch Schenkung
oder Vermögensübergab «
von ihren Eltern erhalt .

Triberg , 10. Sept . ISIS ,
Bad . Amtsgericht 1.

Wiesloch. O .58
Güterrechtsregistereintrag

Band I Seite 34S : Kle-
venz, Linus , Gärtner in
St . Leon, und Klara geb.
Klevenz. Vertrag - vom 2.
September ISIS . Güter ,
trettnung .
Wiesloch, 11 . Sept . ISIS.

Bad . Amtsgericht. _
Meins-NeMer.

Karlsruhe . O .106
In das Vereinsregister

ist zu Band VII O . -Z.
20 eingetragen : Bereinig¬
te Tanzlehrer Karls -
ruhe , Karlsruhe .

Karlsruhe . 16. Sept . ISIS.
Bad . Amtsgericht 8 . 2.

Mannheim . O .107
Zum Vereinsregister

Band VII O .-Z . 41 wurde
heute eingetragen :
„Tanz - u. Bergnügungs «
gesellschast „Badenia " i*
Mannheim .
Mannheim , 15 . Sept . ISIS «
Bad . Amtsgericht La . I«

S «rku»1an» fsoklskn - lnslilul lüi » »siRgainSS « k> suandil «l»ing ,
Tlutlgsnl , eröffnet kür jüngere und ältere Dornen , trauen u . dlädcben am

IS . Sept . iin Ssslv cks » Astta « « ilckandi -s,, «!, VVaidstraLs S,
liier , einen gründlick bildenden , 5 tägigen , pralttiseben

S Osmen - kHsief - KulSUsSSH
I ^ »I jeder Stand , jedes ^ lter , verlangst sein« « Leu« Frisur

»F >F ILI MA.»F HF I und seine eigene Haarpflege .
I ^ - F ^ - — erlernt sieb selbst rascb , gesclüclcl und modern

frisieren rnit dieser ^lods , die sie vorteilb aft Herdet .
Tsgaalrui -» « von 3—V,6 Übr , od . Ukenckttu «-» » v. 7—V,46 Dbr ,18 ISIr» Anmeldungen werden nur am LröklnunxstgA den 19 . Lsptember , « na
Ltunde vor Xursbeginn , im llnteiriebtslokal snkgsgsn^enommen . 6951
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